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Mittheilungen aus

N° - 35.

den Verhandlungen der Stande des Großherzogthums
Baden im Jahr 1831.

Karlsruhe 24. Mai.

Forts , der drei und zwanzigsten öffentlichen
Sitzung der zweiten Kammer.

(Fortsetzung der Diskussion über die Ablösung der Herrenfrohnden.)
v . Rotleck erk !ä >t sich gegen den Antrag des Abg.

Welker , sofern er für walzende Frohndcn eine . gerin.
gere Abkaufüsumme festgesetzt , und einen Theil dieser
Summe auf die Gesammtheit übernommen haben will .
Der Unterschieb zwischen persönlichen Herrenfrohnden und
den walze , den falle in die Augen . Die ersteren werden
angeboren , die letzteren übernommen als Bedingung deö
Besitzes oder der Erwerbung des Gutes .

Die Rarnr der peisönlichen Herrenfrohnden scy eine
wahre Leibeigenschaft , die der wagenden gleichsam die
Zahlurg eines Z nfts von einem Passiv . Kapital , ein
Grundzins , eine Gült. Diese auf Kosten der Gcsammt-
heit aufzuheben , sey elwaS mehr, als Liberalität :c . Von
der Leiblwrrlichkcitölast der persönlichen Herrenfrohnden
sey er übetzeugt ; alle dagegen aufgestellten Grünte haben
seine Ansicht darüber vielmehr bestätigt . — Die Kom¬
mission habe durch Herabsetzung auf den lbfachen Betrag
der walzenden Frohnden dem Interesse der Pflichtigen
Genüge zu leisten geglaubt. So wenig sie eS über sich
nehmen konnte , den Vorschlag zu machen, daß auch von
dieser Gattung die Gesammtheit etwas auf sich nehme,
so wenig konnte sie auch einen niederen Anschlag für den
Loskauf anuehmen , weil sie sonst dem Rechte der Berech -
tigten, welches gleichfalls zu rcspcctircn scv , zu nahe ge-
treten seyn wür' e.

Der Abg. Welker wendet dagegen ein , eine bloße
Vermögenslast sepen walzende Frohnden nicht , da sie eine
Pflicht zu einem positiven Thun , zu einem Leisten wäre,
daö niemals an das Gut geknüpft seyn könne , als in
Gemäßheit freier Vorträge oder allgemeiner Staatsbür -

gerpfl ehren. Wenn man von dem Grundsätze , daß Nie ,
mand verpflichtet werden könne, etwas zu thun, ohne selbst
dazu einzuwilligen, den daS römische und unser Landrecht
aufstelle , abgehen wolle , so hebe man allen Unterschied

1
zwischen Leibeigenschaft und Freiheit auf. Wenn man
persönliche Verpflichtungen an den Besitz der Güter
knüpfe , so habe man Leibeigenschaft ganz oder halb ein.
geführt . — Auch die Zehenilast liege auf den Gütern ,
sey Vermögenslast , begründet durch den Besitz des Gutes ,
nnd doch habe sie der Abo . v . Roiteck für ungerecht
erklärt . — Auch die Herrenfrohnden könnten privarrccht-
lich und durch Verträge entsprungen seyn , gleichwohl
scycn alle auf diese Weise durch Verträge übernommene
Lasten oder Frohnden öffentlicher Natur, weil es privat -
rechtlich gar nicht möglich scy , auf alle Zeiten hin , für
alle künftigen Personen eine Verbindlichkeit zu persön¬
lichen Leistungen an ein Gut zu knüpfen , anders , als
durch ein allgemeines Staatsbürgergesetz , ein öffentliches
Gesetz , welches öffentliche Pflichten aufcrlcgt.

v. Rotteck . Der Zehnte werde nicht von Grund und
Boden , sondern von den Vorauslagen und dem Schweiße
der Colonen bezahlt ; auch ruhe er nicht , wie die walzen-
den Frohnden, auf einzelnen Gütern , sondern in der
Regel auf einem ganzen Lande . Wer habe aber das
Recht gehabt , Verträge abzuschlicfen für alle künftigen
Grundeigcntlümer eins ganzen Landes ? Eine solche all-

| gemeine Deipflichtung könne bkoS vom Gesetz unmit -
I telbar enSgehen . ES scy darum keine Jncensequenz,
! die Aufhebung der Zehnten ehre Beizielung der Pflich .
! tigeu und die der walzenden Frohnden durch die Pflich¬

tigen zu verlangen.
Der Abg . Knapp bemerkt, daß seine Motion nur auf

die persönlichen Herrenfrohnden gerichtet sey . Wenn man
auch die walzenden Frohnden auf die Staatskasse über-
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nehmen dürste , so hätte man auch die Gülten und Boden-
zinse übe>nehmen müssen .

Der Abg. Bekk bemerkt auf die Aeußerung Melkers :
Nach römischem und badischem Rechte dürfe wohl keine
Dienstbarkeit , keine Reallast auf einem Gute in einem
Thun bestehn ; anders sey eS aber nach deutschem Privat -
rechte , welches dieß gestatte. Das neue Landrecht habe
zwar verboten , solche Dienstbarkeiten zu errichten,
allein früher bestandene seyen ausdrücklich garamirt.
Walzende Frohnden halte er den Grundzinsen gleich ; sie
seyen Leistung für ein übernommenes Gut , das man ab-
treten müsse , wenn man nichts mehr leisten wolle.

Der Abg . Mittermaier theilt die Frohnden in
privacrechtlich begründete und in Fendalfrohndcn ein .
Für privatrechtliche erkennt er die , welche als Gegenlei¬
stung erscheinen für fortdauerndes Bezugsrecht , das der
Pflichtige auSübt , wobei der Frohndherr eigentlich als
der Pflichtige u betrachten ist . « Diese theilt er in drei
Klassen : 1 ) in solche Frohnden , welche alS VerleihungS-
xreiS für ein von dem Frohndherrn überlassenes Gut
übernommen worden ; 2) in solche , wo gewisse Waldge-
rechssame besonders für Fuhren stipulirt worden , und 3)
wo von dem Frohndherrn dem Frohndpflichligen große
Holzabgaben geleistet werden müssen . Hier schließe jeder
neue Erwerber , jeder neue Frohndpflichkige gleichsam
auch einen neuen Vertrag . Indem er , was der Fröhnd-
Herr zu leisten habe , fordere , also daS Hol ; fordere , daS
Gut benutze , die Weldgerechlsame übe, leiste er die Fröhnd
als Gegenleistung , und schließe , indem er daS Recht
fordere , damit auch einen neuen Vertrag . Alle andern
Frohnden , leibcigenschaftliche oder schirmherrliche , seyen
Feudalfrobndcn . Er glarche aber, daß unter den walzen -
den Frohnden gar viele leib , oder schir,» herrlichen Ur¬
sprungs seyen. — 23ci ' den persönlichen Frohnden könne
er sich nur den Feudalursprung denken, und hier wünsche
er mit dem Kommissionsbericht , daß sie vor allen abge-
schaft werden möchten ; sie seyen die drückendsten , und
könnten durch keinen Mantel des RechtS als geheiligt
betrachtet werden . Bei den walzenden Frohnden spreche
eher eine Voraussetzung dafür , daß viele privalrechtlichen
Ursprunges seyen . AuS dieser Ursache glaube er , daß
die Motion des Abg . Knapp aus allen Kräften unter¬
stützt werden müsse ; und wir sollt . » unfern Antrag nicht
bloS dahin stellen , daß die Pflichtigen die ganze oder den
größten Theil der Ablösungssumme auf ihre Rechnung

nehmen müssen , sondern daß die Staatskasse sie übernehme ,
damit diese Feudalfrohnden Wegfällen. Dan » erst komme
man auf den privalrechtlichen Theil , und könne entschei-
den , ob der Staat einen Theil der Ablösungssumme über¬
nehmen , oder bloS der Typus von 1820 , als zu hoch ,
herabgesetzt werden soll .

Der Abg . Merk widersetzt sich dem Vorschläge , daß
ein Theil der Ablösungssumme für walzende Frohnden
auf die Staatskasse übernommen werde . Wenn er erwäge ,
daß die Staatskasse nicht einmal die Kräfte besitze , die
Ablösung der persönlichen Herrenfrohnden ganz zu über¬
nehmen , und daß man ehe man etwas ausführen wolle ,
auch rechnen müsse , so könne er sich nicht bestimmen
lassen , etwas von den walzenden Frohnden auf die Staats¬
kasse zu übernehmen . Der '

Loökaufsfuß für diese von 1820
sey aber zu hoch und müsse herabgesetzt werden . Daß
die walzenden Frohnden aber weniger werth seyn, alS eine
Gült, zeige schon der Umstand, daß sie nicht geleistet wer¬
den , wie sie geleistet werden sollten . Dieß bestimme um
so mehr , auf den vorgeschlagenen I8fachcn Betrag zurück
zu gehen .

Auf eine Aeußerung deS Abg . Knapp über den Be-
trag von 25,000 fl. der unter dem Titel „ Frohndrechte"
im Budget vorkommc , bemerkt der Finanzminister
v . Böckh , daß dieß baare Frohndgelder seyen , die der
Staat beziehe , viele Frohnden würden in Natura gelei¬
stet ; aber nicht allein dem Großherzl. Aerarium würden
Frohndgelder bezahlt und Frohnden geleistet , auch den
Standes- und Grundherren , Corporationen und Stiftungen;
im Fürstenthum Löwenstein allein betrügen die Fröhnd,
gelder neben bedeutenden Ratnralfrohnden 8000 fl . , und die
Ablösung sämmtlicher Frohnden im Großherzoglhnm lasse
sich kaum mit 120,000 fl . jährlichen Aufwandes bewirken «.
Dagegen sey die Zahl der walzenden Frohnden, die meist
in Natura geleistet würden , sehr klein.

Der Abg . Mittermaier macht den Antrag , alle
persönlichen Frohnden nach dem Vorschläge des Kommis-
sionSberichteS aufzuheben , aber den Beweis deS privat ,
rechtlichen Ursprungs den Frohndbercchtigten zu gestatten ;
die walzenden Frohnden wünscht er gleich den Grundgülten
behandelt , uud stimmt für die Ablösung derselben durch
die Pflichtigen nach einem kleinern Betrage , alS im
früheren Gesetze festgesetzt worden . Damit aber eine Rechts¬
gleichheit herauskomme , will er den Frohndpflichligen
den Beweis gestatte » , daß die Fröhnd , obgleich sie als
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rine walzende erscheine, dennoch feudalen Ursprungs sey .
— Der Abg . Welker . Diese walzenden Frohnden blie¬
ben doch ganz gleich den übrigen , denn den Unterschied ,
daß sie auf Einwilligung beruhen , die von Steilen der
Einzelnen erfolgt sey , könne man auch bei allen anderer:
Frohnden machen. Man könne , um in einem Dorfe zu
wohnen , in eine selche Leistung cinwilligcn ; aber es sey
Unrecht , daß daS Gesetz so envaö begründe , deßhalb
sollten alle privatrechtlichen Frohndeigcnschaflen aufgeho¬
ben und der Beweis möglichst günstig für die Freiheit
gestellt werden .

Der Abg. v . Rotteck . Die persönlichen Herrenfrohn,
den alS Feudal - , als LcibeigenschaftSlasten , seyen ein
wahres Unrecht . Weil sie aber in einzelnen Fallen gleich¬
wohl eine privatrechtliche Eigenschaft hatten , solle dem
Frohndherrn der Beweis dafür Vorbehalten sey» . Auf
ähnliche Weise müsse lei den walzenden Frohnden der
Beweis der Fendalität oder der Lcibeig . nschaft dem
Pflichtigen Vorbehalten bleiben . Beide Fälle würden sel-
tcn eintreten , doch würden wir durch diese Bestimmung
eine gewissenhafte RechtKeachtung beweisen.

Der Abg . Hoffmann bemerkt über die Berechnung
deS Betrags : „ Zu 30,000 fl . rechne ich den Ausfall der
Domäncnkasse (25,000 fl . Frohngeldcr und 5000 fl . für
Dienstleistungen . ) Rehme ich nun das Doppelte an für
die übrigen Berechtigten , so macht es 00,000 fl . — und
ich thne damit mehr , als genug , nach den Aenßerungcn
von Sachverständigen. J . h habe also eine Summe von
00,000 fl . Der lOfache Betrag macht 000,000 fl . Zur
Hälfte wird dieser Betrag von den Pflichtigen gegeien ,
dieses macht 450,000 fl . Rest also 450,000 ; dicß macht
zu 4 pCt . Zinse 1 8,000 fü. Schlage ich hierzu 2pCt. zum
Zwecke allmahligcr Abtragung deS Kapitals so bringe ich
27,000 fl . jährlich heraus , worüber wir nicht zu erschrek-
kcn brauchen .

Der Finanzminister v . B ö ck h wend.3 dagegen ein ,
die Annahme , als seyen die übrigen Frobndgelder gegen
die der Domänen so klein , wäre offenbar unrichtig.
„ UebrigenS handelt es sich hier um ein Princip , wobei
wir nicht ängstlich ftyn dürfen. Wir dürfen unser Prin¬
zip nicht darnach modeln , waS das Resultat davon sevn
wird , ob mehr oder wenig bezahlt werden muß . WaS
Recht ist , wollen wir thun, eö mag mehr oder weniger
kosten .

Nachdem der Abg. Mittermaier seine Anträge fol¬

gendermaßen wiederholt : 1) die persönliche » Frohnden
sind für aufgehoben zu erklären ; 2) die walzenden Frohn¬
den sind a !S privatrechtlich zu präsumiren und von dem
Pflichtigen abznlöscn ; 3) der früher dafür bestimmte
AblösungSfuß von dem 20fachen Betrage ist auf den
ULfachen herabznsetzen ; 4) kann der zu einer walzenden
Frohnd-Derpflichtete den Beweis führen daß die auf sei-
ncm Gute ruhende Last doch feudalen Ursprungs ist , so
wird diese Fröhnd doch nur alS persönliche abgelöSt ;
bringt der Präsident dieselben zu Abstimmung und sie
werden mit großer Stimmenmehrheit angenommen .

Bey der Diskussion über den 3 Art . des KommissionS-
antragcS bemerkt v . Jtzstein , er halte aus den . in dem
KommissionSbericht angeführten Gründe , den Maßstab der
Entschädlgung durch den lOfachcn Betrag für billig . Die
Frohnden seyen zu einer Zeit entstanden , wo Ritter und
Herren ihren Grundholden und Bauern , Schutz und
Schirm schuldig waren ; diese Verhältnisse hätten sich ge¬
ändert , der Landesherr leiste jetzt diesen Schutz und
Schirm . Darin liege der erste Grund , warum die
Frohndbercchtigten jetzt auch zu Abschaffung der Frohn¬
den ein Opfer zu bringen für billig erkennen würden.
Dann sey nicht zu verkennen , daß sehr viele Frohnden
auferlegt und dagegen Rechte vergönnt worden , besonders
in Waldungen. Die Bürger , welche in Waldungen Frohn¬
den leisten mußten , hatten damals größienlheiö das Recht
der Weide , der Holznutzung und andere Vortbeile . Die
strengere Beförsterung der Waldungen habe die Fröhnd-
pflichtigen später größientheilS oder ganz von diesem
Rechte verdrängt , während die Frohnden in ihrem vollen
Umfange geblieben . Dieß sey ein zweiter Grnnd, warum
die Frohndberechtigren ebenfalls bei der Ablösung ein Opfer
bringen sollten . Ein weiterer Grund sey der , daß der
Ursprung der Frohnden in eine Zeit zurück steige , wo die
Bevölkerung nicht groß , wo mithin auch sehr wenige
Menschen frohndpflichtig waren. Die Bevölkerung habe
sich spä er vermehrt , neue Bewohner seyen in den Ort
gekommen , die nun gleichwohl alle die Fröhnd leisten
müßten . Darin liege daS Widerwärtige , was an Skla¬
verei und Leibeigenschaft erinnere, daß mit dem Geboren-
werden , mit dem Einziehen in einem Ort , die Fröhnd-
Pflicht alsbald in ihre rohe Wirklichkeit trete. Eine
Entschädigung nach der jetzigen Bevölkerung und Fröhnd-
leistung müsse jetzt größer auöfallen, als sie für das ur¬
sprüngliche , ohnehin auf keinen gültigen Titeln beruhende
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Recht hätte gegeben werden müssen - — Die Frohnden
kommen übrigens a«S einer Zeit, wo die Herren es nicht

für Unrecht gehalten , den Bauern diese Last aufzuladen.

Bei der forrgeschriktenen Civilisalion sey aber der Bauer

und Bürger in die Rechte der Menschen eingeirclen. —

Die Frohnden könnten nicht mehr bestehen ; sie müßten

umso mehr fallen , als Alles , waS in der öffentlichen

Achtung herabgckommen , was den Fluch der Zeit auf

sich trage nicht mehr bestehen könne. „ Wenn ich aber

sagefährt er fort , „die Frohnden müssen fallen ,

so bin ich weit entfernt , sie gewaltsam abzusebütteln ,
oder eine Weigerung der Frohndpflichtigen raihen und

billigen - zu wollen . Im Gegentheile — und ich wünschte,
meine Worte würden in allen Gauen deS Landes ver¬
nommen — ich erkläre frei und offen : „Wollen die Fröhnd«

„pflichtigen als treue und ächte Staatsbürger sich be-

„währen , so müssen sie die Frohndpflicht, die eine lange

, ,Zeit ihnen zur Schuldigkeit gemacht hat , fortleisten,

„bis ein neues Gesetz sie davon befreit . "

Sie sollen , werden und dürfen aber auch vertrauen auf
die zweite Kammer, auf die Vertreter des biedern Bol-
kes , die gestern schon einmülhig beschlossen haben , die

Regierung um Aufhebung aller Frohnden zu bitten ; sie
werden und sollen vertrauen auf die gestern durch den

Hrn . Minister vernommene Erklärung der StaatSregie.

rung , nach welcher die Regi rung selbst geneigt ist , die

Frohnden aufzuheben , und selbst wünscht , daß eine Last
verschwinde , die nicht mehr vereinbar ist mit dem St nd-

punkte der Civilisalion , zu der der Bürger und Bauer
sich erhoben .

Die Frohndpflichtigen kennen endlich vertrauen auf die
Loyalität der ersten Kammer und die darin sitzenden Scan«
dcöherren , welche als die ersten Bürger des Staates nim¬
mermehr dultcn werden , daß eine Last fortdauere , die
alle Bürger entehrt. Die Standesherren werden — ich
bin dessen überzeugt — solche aus ihren Büchern strei¬
chen . Sie werden bei dieser Gelegenheit die Geschichte
zur Hand nehmen , und eö wird ihnen nicht entgehen ,
daß bei dem allgemeinen Umschwünge der Zeit wohl ge-
gründete , geachtete , große Rechte untergeben mußten ,
daß selbst die Souveraine unter der Gewalt der Zeit
sinken mußten ; daß sie selbst , die Standesherren , Kraft
dieses ungeheuer » Umschwunges , von ihren Thronen stei¬

gen mußten, um Standesherren , um die e r st e n B ü r g c r
des Staates zu werden . ■ Weun so Großes sinken konnte ,
und so Großes nachgeben mußte der Gewalt der Zeit ,
dann können sich auch die Frohnden , gesunken in der öf¬
fentlichen Achtung , nicht halten. Sie wurden z . B . nicht
mehr eine Prinzessin- Steuer erheben können , weil man

sie nicht mehr bezahlen würde ; sie würden nicht mehr
jene bekannte Froschsteuer und jene Beinbruchsteuer gel¬
tend machen können , weil man darüber lachen würoe.
Deßwegen glaube ich wiederholen zu können , daß die

Opfer , die man von den Frohndberechligren fordert —

indem der zu bewilligende wfache Betrag vielleicht klei-

ner ist, als der wahre Werth — nicht zu stark sind, und

daß sie ihnen sehr leicht als eine Pflicht , von der Zeit
und den veränderten Verhältniffeu geboten , zugemuchet
werden können.

Der Abg . Merk fragt die Kommission über die Zah¬
lungstermine , und v. Rot reck erwiedert , nach der An¬

sicht der Kommission sollten die Berechtigten den lOfachen
Betrag auf einmal auS der Staatskasse erhalten . Tee-

Staat trete als Vermittler hier ein , übernehme die Last
der Zahlung an den Frohndherru , fordere aber die Hälfte
auS den Mitteln der frohndpflichtigen Gemeinden oder
Einzelnen. Diesen könne der Staat dann allerdings billige
Bedingungen machen.

Der Abg . Fecht . Au eine Bemerkung seines sehr
ehrcnwerthen Freundes v . Jtzstein reihe er eine andere
Hoffnung an . „ ES werden nämlich einige AuSdrü ^e in
der Rede über die Zehntaufhebung mißdeutet, und von
verschiedenen Seiten kam die Nachricht ein , daß Einzelne
im Volke glaubten , daß sie von dem Augenblicke an —

wahrscheinlich weil sie den Gang der constitutionellen
Geschäfte nicht kennen — der Pflicht enthoben seyen , den
Zehnten zu verabreichen - Ich habe aber das Vertrauen
zu unserm Volke , daß eS feine Pflicht treu und heistg
erfüllen werde, . bis ihm die in Frage stehenden Lasten
gesetzlich abger.ommen worden sind . -" Er glaubt, eS wäre
angemessen, diestS Vertrauen in dem Protokolle und Land ,

tagsblatte , als das Vertrauen der ganzen Kammer anS-

zudrr
'
icken .

Viele Mitglieder treten diesem Anträge bei .
( z o r t se tz u II z folgt . )

Redactenr: A- L- Grimm , erster Secretär der zweiten Kammer . Verleger : Buchhändler CH- Th - G r o o S.
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